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  Einleitung




  Das Buch „Vom Parteienstaat zum Bürgerstaat“ ist ein Gespräch mit meinen Enkel und jungen Verwandten. Es richtet sich aber an alle, besonders junge Menschen, die über ihre Zukunft nachdenken, einen besseren als den Parteienstaat, eine bessere Wirtschaft als die heutige, bessere Schulen und Hochschulen wollen. Die Darstellung folgt meinem Lebenslauf. Vorkenntnisse sind nicht nötig. Alle Begriffe werden erklärt.




  In diesem Band besprechen wir die Hochschulreform. Lebenslange hatte ich mit Hochschulen zu tun. Als Landrat war ich 14 Jahre Lehrbeauftragter in Speyer an der Deutschen Verwaltungshochschule, wo ich auch promoviert habe. Zweimal stand ich am Scheideweg zwischen Kommunalpolitik und Hochschullaufbahn. Mit vielen Studenten habe ich gesprochen und ihre berechtigten Klagen gehört.




  Im Bologna-Vertrag von 1999 haben 29 europäische Staaten vereinbart, bis 2010 einen einheitlichen Europäischen Hochschulraum zu verwirklichen. Darin sahen viele eine ganz große Gelegenheit, eine Hochschulreform an Haupt und Gliedern durchzuführen. Doch statt besser ist es viel schlechter geworden.




  Für mich war die Studienzeit, die schönste Zeit meines Lebens. Von den heutigen Studenten höre ich, dass das Studium ein Massenbetrieb und verschulter als eine Oberschule ist.[1] Wir werden über viele Missstände sprechen; und uns vor allem überlegen, wie es wieder anders werden kann: ohne Zulassungsbeschränkungen, mit Studienfreiheit und einschätzbaren staatlichen Abschlussprüfungen, wie ich sie bei meinen beiden juristischen Staatsexamen erlebte. Die Hochschulen sollen die Bedürfnisse der Studenten und der Gesellschaft verbinden. Beide wollen und brauchen eine berufstaugliche Ausbildung.




  Dazu müssen die Abschlüsse („Bachelor“ und „Master“), die Hochschulen (Fachhochschulen, Universitäten, Forschungsstätten) und die Hochschullaufbahnen aufeinander abgestimmt werden. Alles muss zusammenpassen. Heute herrschen Wirrwarr und Undurchschaubarkeit bei den Zuständigkeiten, den Studiengängen und den Abschlüssen. „Deutsche Hochschulen bieten 16.000 Studiengänge an“, heißt es im Handelsblatt.[2] Welcher Student, welcher künftige Arbeitgeber weiß da noch, was für ihn richtig ist oder was nur exotische Hobbyfächer von Professoren sind.




  Das Leben muss auch ein bissel Spaß machen. Wir brauchen überschaubare und persönliche Hochschulen und Hochschulorte, vernetzte Hochschullandschaften mit persönlichen Begegnungen. Dazu kommen die Verflechtung von Praxis und Theorie, die Verbindung der Hochschulen mit der örtlichen Bürgerschaft und Wirtschaft. Die Hochschulen sollen Teil unseres Bürgerstaates sein, der sie finanziert. Sie verlieren den Boden unter den Füßen, wenn sie nur noch abgehobene Teile einer virtuellen, wolkigen „scientific community“ (Wissenschaftsgemeinde) sind, die am Leben vorbeilebt.




  Einige Hinweise für den Gebrauch: In [ ] stehen Erklärungen für Fachdrücke u.ä.; in { } Hinweise auf spätere Vertiefungen. In Schrägschrift und mit Linien abgeteilt sind knappe Vorbemerkungen und Inhaltsübersichten.




  4.5 Die Hochschulreform




  –––––––––––––––––––––––––––




  Im Bologna-Vertrag von 1999 haben 29 europäische Staaten vereinbart, bis 2010 einen einheitlichen Europäischen Hochschulraum zu verwirklichen. Die Ziele waren: 1. Verkürzung der Studienzeiten. 2. Berufsnahe erste Abschlüsse (Bachelor). 3. Erhöhung der Zahl der Studienabgänger. 4. Möglichkeit eines vertiefen Weiterstudiums (Abschluss: Master). 5. Vergleichbarkeit der Abschlüsse in Europa.




  Deutschland ist es bisher nicht gelungen, einen in sich schlüssigen, überzeugenden Hochschulaufbau zu schaffen. Die Gelegenheit zu einer echten, allseits nützlichen Reform wurde nicht ergriffen. Im Gegenteil, es wurde sehr viel schlechter! Alle Ziele wurden bisher verfehlt, Besitzstände wurden gerettet, Experten ist nichts eingefallen.




  Die Klagen der Studenten und der Berufsgruppen, die die Uni-Abgänger aufnehmen, sind leidenschaftlich und durchweg berechtig. Wir wollen überlegen, wie es besser sein könnte. Dabei geht es um die Ziele 1. – 5, die Berufstauglichkeit des Studiums, die Abstimmung der Abschlüsse („Bachelor“ und „Master“), der Hochschulen (Fachhochschulen, Universitäten) und der Hochschullaufbahnen aufeinander.




  Wir denken wie stets vom Ende her. Deshalb beginnen wir mit den Zielen (4.5.1 - 2). Es folgt „Bologna auf Deutsch“: die Wiederherstellung der Studienfreiheit, die Anforderungen beim Zugang und den Abschlussprüfungen (4.5.3). (Heute blickt niemand mehr durch beim Wirrwarr an „Bachelors“ und „Masters“.[3])




  Wir brauchen eine klare und einleuchtende Zuständigkeits-und Aufgabenteilung zwischen Fachhochschulen, Universitäten und Forschungsstätten. Beim Weg zu den Zielen sollen Studenten und Hochschulen möglichst große Freiräume haben (akademische bzw. bürgerschaftliche Freiheit). Doch staatliche, gut vergleichbare, allgemein nützliche Abschlüsse prüfen den Erfolg – gerade auch der Hochschulen.




  Die deutschen Hochschulen liegen in den Städten, waren stets eng mit der örtlichen Bürgerschaft verbunden (anders: angelsächsische Campus-Unis). Die Verflechtung der Hochschulen mit Bürgerschaft und Wirtschaft ist zum allseitigen Nutzen deutlich zu verbessern.




  –––––––––––––––––––––––––––




  

  4.5.1 Ziele einer Hochschulreform




  –––––––––––––––––––––––––––




  Ziel muss sein, die Anforderungen der Gesellschaft und die Bedürfnisse der Studenten miteinander zu verbinden. Das dürfte nicht so schwer sein. Denn es geht beiden um eine erfolgreiche Berufsarbeit. Doch die Klage ist alt: „Das meiste jedoch, was an Schulen und Universitäten unterrichtet wird, scheint nicht die beste Vorbereitung für dieses Berufsleben zu sein.“ Adam Smith (1776)[4] – Gilt das noch?




  –––––––––––––––––––––––––––




  In den bisherigen Bänden (4.1 bis 4.3) des Buches „Das Studium“ haben wir über meine Studienzeit geredet. Ich habe euch hoffentlich die Freude und den Nutzen zeigen können, den mir die Studien gebracht haben. Nun wollen wir den Blick in die Zukunft richten. Denn das ist für euch und euer Leben wichtig. Für mich war das Studium die schönste Zeit des Lebens. (Auch mein Vater und Großvater sahen das so.) Heute höre ich von vielen Studenten, dass es nicht mehr so ist. Inzwischen erkennen es sogar die Politiker, die immer sehr lang brauchen, bis sie etwas merken. Doch wer viele Studenten kennt, der weiß, dass die Klagen seit den 1970-er Jahren immer heftiger geworden sind.




  Im Jahr 2009 schlugen die Wogen des studentischen Protestes wieder sehr hoch. Eine viertel Million gingen im Juni auf die Straßen. Sie wollten die „Reform der Bologna-Reform“. Die damalige Bildungsministerin Anette Schavan sah darin zunächst die Forderung der „Gestrigen“. Dann kamen harte und deutliche Worte von den Arbeitgebern und der Industrie, also den Abnehmern der Studienabgänger - und von Parteigängern der CDU. Nach einem Krisengipfel mit Studenten und Rektoren meinte sogar die Bildungsministerin „weniger Stofffülle und mehr Flexibilität“ seien nötig. Doch grundsätzlich hat sich bis heute kaum etwas geändert und nichts verbessert. Zu den alten Allgemeinplätzen sind nur neue hinzugekommen.




  Denken wir also, liebe Enkel und Verwandte, die Sache einmal nach unserem Leitfaden durch. Was sind die Ziele und Aufgaben der Hochschulen? Auf welchen Wegen, mit welchen politischen und praktischen Maßnahmen können wir die Ziele wirtschaftlich und wirksam erreichen?




  Die heutige Massenuniversität krankt neben vielem an zwei Grundübeln. Sie kann nicht mehr die Anforderungen der Gesellschaft erfüllen, und sie wird nicht mehr den Bedürfnissen der Studenten, deren Berufsbildung gerecht.




  Dazu haben wir im Band „Die Wirtschaft“ ein anschauliches Beispiel besprochen. Wir haben heute an den Hochschulen viele gut bezahlte Professoren der Volkswirtschaft, die bei Gutachten und als Sachverständige noch viel dazuverdienen. Doch keiner hat die Banken-und Finanzkrise von 2007 ff. nur erahnt. Sicherste und beste Aussichten haben sie noch kurz davor prophezeit. „Die Blindgänger“ hat die Lisa Nienhaus, eine Wirtschaftsjournalistin bei der Sonntagszeitung der FAZ, die Volkswirte genannt.[5] Was erwarten wir also?




  Die Gesellschaft braucht aus allen Fachbereichen der Hochschulen




  

    

      1. praxistaugliche Studienabgänger,

    


  



  

      2. eine sowohl bedarfsgerechte als auch strategische[6] Forschung und

    




  

      3. Professoren mit Verantwortung für das Gemeinwohl, für unsere Gesellschaft.

    




  Die Bedürfnisse der Studenten sind




  

      4. verständliche, praxistaugliche Lehre,

    




  

      5. erfolgreiche Prüfungsvorbereitungen und

    




  

      6. berufstaugliche Abschlussprüfungen.

    




  



  Bei dieser Aufzählung sehen wir sofort, dass die Bedürfnisse der Gesellschaft und der Studenten in vielem übereinstimmen. Das ist verständlich. Denn die Studenten wollen nach dem Studium erfolgreich im Berufsleben Fuß fassen. – Dazu kommt der große Bedarf der Gesellschaft (samt Wirtschaft) an anwendbarer Forschung. Das ist in einer an Leistung und Wettbewerb ausgerichteten Weltwirtschaft für uns alle überlebenswichtig. Es ist entscheidend für euer künftiges Wohlergehen.




  Für die auf bequemen, beamteten Lehrstühlen sitzenden Ordinarien [= beamteter Professor, ordentlicher Lehrstuhlinhaber] sieht dagegen die Welt ganz anders aus. Sie wollen heute Ansehen und Geld, Karriere und am besten den Nobelpreis. Nicht bei ihren Studenten und in unserer Gesellschaft, die ihnen alles ermöglicht, sehen sie den Mittelpunkt ihres Wirkens. Nein, in ihrer Gelehrtenwelt, die sie verräterisch „scientific community“ [= internationale Wissenschaftsgemeinde] nennen, wollen sie glänzen, weltweit auf Tagungen und Kongressen auftreten. Nicht gute Vorlesungen, sondern englische Veröffentlichungen in internationalen Fachblättern sowie der Beifall der Kollegen sind ihre obersten Ziele. Die Lehre, die Arbeit mit den Studenten, aber auch die Praxis und der örtliche Nutzen werden nachweisbar vernachlässigt.




  Das heutige Ranking [Rangordnung] der Universitäten halte ich für Hochstapelei. Diese Übung kommt, wie der Name schon sagt, aus den USA. Aber dort ist vieles anders. Nicht die Lehre, sondern die Forschung bestimmt das Ansehen. (Über die Verbesserung der Forschung werden wir auch sprechen.) Und nun gibt es schon in Deutschland die Arroganz einiger Hochschulen, die ihren Studenten verkünden: „Wer bei uns sein Examen macht, der braucht sich um einen guten Berufseinstieg keine Sorgen machen.“ An wirklich nachprüfbaren Tatsachen orientiert sich dieses Gerede nicht. Nicht jeder Mannheimer VWLer wird was.




  Bei all dem berufen sich die Ordinarien wie ihre Ahnherren an den reformunfähigen Universitäten der Ständeordnung auf eine „Hochschulautonomie“, die nur am Nutzen der Lehrstuhlinhaber ausgerichtet ist. Sie wollen die „Zweckfreiheit von Forschung und Lehre“ ohne gesellschaftliche oder sonstige Verantwortung. Der Ausgleich zwischen Selbstverwaltung einerseits und dem Gemeinwohl andererseits fehlt. Damit mangelt es an Verantwortung für die Studenten, den akademischen Mittelbau und die gesamte Bürgerschaft. Die bürgerstaatlichen Grundsätze des fruchtbaren und ehrlichen Miteinanders müssen neu hier erfunden werden.




  Bezeichnend für die überlebte Ordinarienuniversität ist neben anderem, dass die Professoren sich die Studenten aussuchen wollen. Sie allein wollen bestimmen, wer zum Studium an „ihrer“ Hochschule zugelassen wird. Mir hat es die Sprache verschlagen, als ich diese Forderung vor Jahrzehnten zum ersten Mal von einem mir gut bekannten Professor hörte. (Der hatte sich als Jurist auf Teile des Unternehmensrechts spezialisiert und verdiente mit Gutachten für Großunternehmen Millionen. Sein Lehrstuhl war mehr Markenzeichen und Werbemittel als Arbeitsschwerpunkt.) – Der Willkür wäre bei einer Auswahl durch die Unis Tür und Tor geöffnet. Wenn überhaupt, dann bräuchten wir unabhängige, unparteiische Zulassungsverfahren. Spezialgebiete, Steckenpferdchen und Forschungsvorlieben einzelner Professoren dürfen dabei keine Rolle spielen. Diese Gefahr ist besonders groß, weil die „Fachidioten“, wie die 68er sagten, an den Hochschulen immer zahlreicher werden.




  

  4.5.2 Strategische Missstände




  –––––––––––––––––––––––––––




  Unser oberstes strategisches Ziel ist das langfristige Überleben Europas in Frieden und Freiheit bei einem angemessenen Wohlstand. Dazu gehören die Bedürfnisse unserer Bürger und unsere Wettbewerbsfähigkeit im 21. Jahrhundert. Daher müssen wir Güter erzeugen und Dienste bereitstellen, die den Bürgern nützen und weltweit gebraucht werden. Im Band „4.3 Die Wirtschaft“ wurde z.B. die Techniklücke dargestellt, die zu dauerhafter Arbeitslosigkeit führt. – Schulen und Hochschulen müssen also darauf ausgerichtet sein, den Weg zu den strategischen Zielen zu ebnen. Fragen wir uns, liebe Enkel und Verwandte, ob das heute so ist.




  –––––––––––––––––––––––––––




  Dazu behaupte ich: Unser Hochschulwesen bildet nicht bedarfsgerecht aus. Unser Staat und unsere Wirtschaft haben einen rechtlichen und betriebswirtschaftlichen Wasserkopf. Das ist eine meiner lebenslangen Berufserfahrungen. Um selbst in einem einfachen Rechtsstreit zu einem Endurteil zu kommen, müssen oft über Jahre viele Instanzen unter Beteiligung von viel zu vielen Richtern und Rechtsanwälten durchlaufen werden. Außerdem ist das Recht zu schwierig und unberechenbar geworden. Keiner kann den Ausgang eines Rechtsstreits mehr vorhersagen. Die Rechtssicherheit ist verloren gegangen. {Die Gründe werden wir uns beim Thema „Justizreform“ genauer ansehen.} Auch unser Steuerrecht verzehrt unglaublich viel Arbeits- und Denkkraft. Die Verwaltung hat zu viele, zu umständliche Vorschriften, die unnötig viel Verwaltungsaufwand verursachen. Hier wird geistige Arbeitskraft gebunden, die anderenorts fehlt. Ich habe einmal in einem Ministerium gearbeitet. Daher weiß ich, wie überbesetzt die Ministerialbürokratie ist. Wenn wirklich Wissen gebraucht wird, wird es oft bei Beratern gekauft.[7] {Wir werden darüber sprechen.}




  In Großunternehmen herrscht ebenfalls zu viel Wirtschaftsbürokratie. Es gibt oft zu viele Führungsebenen. Meetings [Arbeitssitzungen] und Emails fressen Zeit und Kraft. Da Manager auch ab und zu entscheiden, ist ihre Bezahlung besser und ihr Aufstieg schneller. Viele Diplomingenieure wollen ins „Management“ wechseln. Sie gehen dazu an eine Business School und machen einen MBA (Master of Business Administration [betriebswirtschaftlicher Abschluss]). Der Forschung und Entwicklung gehen sie verloren. Doch genau dort entstehen die Erfindungen und die neuen Erzeugnisse. Aber die Betriebswirte haben es zu sagen, sind die Entscheider im Unternehmen. Sie werden mehr, die Ingenieure weniger.




  Wer die Entwicklung auf dem Weltmarkt beobachtet und dort bestehen will, der muss das herstellen und anbieten, was dort gebraucht wird. Die bürokratische Selbstbeschäftigung führt nicht zum Erfolg. Das ist eine Fehlsteuerung von Menschen und Begabungen. – Weil in der Führungsstruktur (Linienorganisation) oft keine klare Eigenverantwortung, keine Selbständigkeit im Handel und Entscheiden herrscht, werden auch in größeren Wirtschaftsunternehmen ständig Besprechungen, sog. Meetings, abgehalten. Wer Leute gut kennt, die dort arbeiten, der kann sich berichten lassen, wie viel Zeit versessen und vergeudet wird. Ich nenne das „blutleeren bürokratischen Kreislauf“. Wie sagte einst mein Abteilungsleiter Kuhn im Ministerium? „Sie können die Bürokratie nur abbauen, indem sie das Personal halbieren. Dann wird nur das Wichtige gemacht.“




  Doch was soll mit den vielen Juristen und Betriebswirten geschehen, die die Hochschulen ausstoßen? Sie hoffen alle auf das schöne „Regieren“ im Staat, in der Wirtschaft – und müssten Angst haben vor dem harten Überlebenskampf als Rechtsanwalt oder Berater. {Das Beraterunwesen habe ich in meiner Steinbeis-Zeit hautnah erlebt. Es gibt Bedarf, aber fast überall ein Überangebot an guten, jungen, hoffnungsvollen Universitätsabgängern ohne Praxiserfahrung. Zu oft werden sie ohne jede Berufserfahrung als „Berater“ in undurchsichtige und widerspenstige Organisationen geschickt. Wir wollen uns das alles bei meinen einschlägigen Berufsstationen klar und verständlich machen, möglichst entwirren.}




  Für diese Entwicklung gibt es viele Gründe. Schauen wir uns nur einige wenige an. Unser Land und sein Ausbildungssystem von den Schulen bis zu den Hochschulen leiden an einem Übergewicht der Geisteswissenschaften. Soziologie und Politologie, Recht und Betriebswirtschaft sind Massenfächer. Inzwischen kommt die Psychologie dazu. Vor Naturwissenschaft und Technik fürchten sich viele. Nicht nur die Mädchen gehen lieber ins „Büro“ und an den Schreibtisch. – (Erst im Jahre 1825 wurde als zweite Technische Hochschule im damaligen Deutschen Bund die „Polytechnische Schule“ in Karlsruhe gegründet (Wien 1815). Das war sehr weitsichtig, denn zu jener Zeit war Baden noch weitgehend ein Agrarstaat. Die alten Universitäten mit ihren Geisteswissenschaften konnten da im Alten Deutschen Reich schon auf eine fast 500-jährige Geschichte und eine große Verbreitung zurückschauen.)




  Daher ist es bis heute eine fast zwangsläufige Folge, dass die Grünen und andere angeblich fortschrittliche Kräfte technikfeindlich sind. In der FAZ (Frankfurter Allgemeine Zeitung) hieß es: „Ingenieure entstehen in der Schule – oder gar nicht.“[8] Es wird auf die dramatische Ingenieurlücke hingewiesen. (Sie führt zur Techniklücke, auf die wir im Band „Die Wirtschaft“ die Arbeitslosigkeit zurückgeführt haben.) „Mindestens 76.400 Ingenieurstellen konnten in Deutschland im Juni nicht besetzt werden – so viele wie noch nie seit Beginn der Aufzeichnungen über den Ingenieurarbeitsmarkt im August 2000.“ In technischen Handwerksberufen sieht es nicht anders aus. Im Elektrohandwerk sind 20.000 Stellen unbesetzt.
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